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Fall 5: Ein Handtaschen-Raub mit Folgen
(1. HA: BGH, StV 2002, 423)

A war mal wieder pleite, als er am Straßenrand die 80-jährige, erkennbar gehbehinderte Rentnerin R sah. Einem spontanen Entschluss folgend näherte er sich ihr von hinten und griff nach ihrer Handtasche, um den darin vermuteten Geldbeutel zu erlangen. Als R wider Erwarten nicht losließ, riss A daran mit solcher Kraft, dass der Tragriemen abriss und er mit der Tasche, in der sich ein Geldbeutel mit einem 100 EUR- und einem 20 EUR-Schein neben den üblichen Accessoires befand, fliehen konnte. R wurde durch die Wucht zu Boden gerissen und erlitt eine schmerzhafte und langwierige komplizierte Schulterverletzung. Dies hatte A zwar durch seine Flucht nicht mehr mitbekommen, er hatte angesichts der erkannten Gebrechlichkeit der R derartige Verletzungen im Fall eines Sturzes aber billigend in Kauf genommen.
A stieg in seinen geparkten Wagen und brauste davon. Die in der Nähe einen anderen Fall bearbeitenden Polizeibeamten wurden auf den Vorgang aufmerksam und verfolgten A. Als sie sich nicht abschütteln ließen, griff er zu der im Wagen gelegenen Pistole und gab bei der nächsten Kurve aus dem fahrenden Fahrzeug drei Schüsse auf den Polizeiwagen ab. Hierbei hielt er es für möglich, einen der Polizisten tödlich zu treffen. Eine Kugel traf die Windschutzscheibe, die zerbrach, woraufhin die unverletzt gebliebenen Polizeibeamten die Verfolgung abbrachen. Obwohl er weitere Kugeln hatte, schoss A nicht weiter.
Strafbarkeit von A? Etwa erforderliche Strafanträge sind gestellt.
Lösungsskizze:
A. Erster Handlungsabschnitt: Der Handtaschenraub

I. Indem A der R die Handtasche entriss und R eine komplizierte Schulterverletzung erlitt, kann sich A nach §§ 249 I, 250 I Nr. 1c und II Nr. 3a StGB (schwerer Raub) strafbar gemacht haben.
1. Objektiver Tatbestand

a) A hat der R die Handtasche, den darin befindlichen Geldbeutel sowie das darin befindliche Geld, für ihn fremde bewegliche Sachen, weggenommen. 
b) Dies müsste er aber auch mit Gewalt getan haben. Gewalt ist nach der engsten Definition die Anwendung physischer Kraft zur Überwindung eines geleisteten oder erwarteten Widerstandes (Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 240 Rn. 10; umfassend zum Gewaltbegriff Geppert, Jura 2006, 31 (33 ff.)). An diesem Merkmal entscheiden sich die Handtaschen-Fälle: Nimmt der Täter die Tasche in der Ausnutzung eines Überraschungsmoments mit Schnelligkeit und List an sich, dann begeht er lediglich einen Diebstahl (BGHR StGB § 249 Abs. 1 Gewalt 1, 2 und 4). Wehrt sich aber das Opfer und wendet der Täter so mehr Kraft auf, um an die Handtasche zu gelangen, so verübt er Gewalt und begeht sogar einen Raub. Insoweit sich die R am Riemen festhielt und A mit viel Kraft an der Handtasche ziehen musste, verübte er Gewalt und damit den objektiven Tatbestand sogar des Raubes.

c) Zudem könnte A die R beim Raub in die Gefahr einer schweren Gesundheitsschädigung gebracht haben (§ 250 I Nr. 1 c StGB). Der Begriff der schweren Gesundheitsschädigung geht reicht hierbei „weiter als derjenige der schweren Körperverletzung (§ 226 StGB). Es kommt demgemäß nicht mehr darauf an, ob der Täter oder Tatbeteiligte durch den Raub für einen anderen die Gefahr einer der in § 226 StGB genannten Körperverletzungsfolgen begründet. Vielmehr reicht es beispielsweise aus, wenn die Raubtat das Opfer in die konkrete Gefahr einer ernsten langwierigen Krankheit, einer ernsthaften Störung der körperlichen Funktionen oder einer erheblichen Beeinträchtigung seiner Arbeitskraft bringt […] Es werden damit von dem Qualifikationstatbestand nunmehr nicht allein die Gefahren umfasst, die der konkreten Raubhandlung generell für jeden von ihr potentiell Betroffenen innewohnen würden; vielmehr sind auch die Gefahren einbezogen, denen das konkrete Opfer allein wegen seiner individuellen besonderen Schadensdisposition durch die Raubhandlung ausgesetzt ist“ (BGH, StV 2002, 423 (423 f.)). R als 80-jährige, gehbehinderte Rentnerin ist durch den raubbedingten Sturz der Gefahr einer lang anhaltenden Krankheit ausgesetzt gewesen, so dass § 250 I Nr. 1 c StGB.

d) Insoweit der Qualifikationstatbestand des § 250 II Nr. 3 a StGB lediglich die Realisierung der Gefahr des § 250 I Nr. 1 c StGB darstellt und R tatsächlich eine langwierige komplizierte Schulterverletzung erlitt, ist auch diese Qualifikation objektiv erfüllt.

2. Subjektiver Tatbestand

a) A handelte hinsichtlich eines einfachen Raubes vorsätzlich sowie 
b) mit der notwendigen Zueignungsabsicht jedenfalls 

aa) hinsichtlich des im Geldbeutel befindlichen Geldes. 

bb) Ob er auch hinsichtlich des Geldbeutels selbst und der Handtasche mit Zueignungsabsicht handelte, ist fraglich. Geht es dem Täter ersichtlich nur um den Inhalt, fehlt ihm nach ständiger Rechtsprechung und Teilen der Literatur die Zueignungsabsicht bezüglich des Behältnisses (so etwa BGH, StV 1990, 408, BGH, NStZ-RR 2000, 343 und Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 242 Rn. 36). Anders sieht es eine (meiner Meinung nach zutreffende) Minderposition, da der Täter den Geldbeutel zumindest vorübergehend als Transportgerät nutzen wollte und nutzte  und eine auch nur vorübergehende Aneignung ausreicht (vgl. LK/Ruß, 11. Aufl., § 242 Rn. 59 und Gropp, JR 1985, 518 (521)). Nach der hier vertretenen Ansicht hat A daher auch Zueignungsabsicht bezüglich der Handtasche und des Geldbeutels (aA selbstverständlich vertretbar; das Problem sollte nur erkannt werden).
c) A könnte aber der Vorsatz gefehlt haben, die R körperlich schwer zu misshandeln, insoweit ein diesbezüglicher Wille des A nicht (im Sachverhalt klar) erkennbar ist (Tatfrage; aA mit entsprechender Begründung selbstverständlich vertretbar). Dies wäre dann relevant, wenn es sich bei § 250 II Nr. 3a StGB um einen Qualifikationstatbestand und nicht nur um eine Erfolgsqualifikation handeln würde, bei der ein fahrlässiges Verhalten bezüglich der eingetreten langwierigen Schulterverletzung ausreichen würde. Angesichts des Wortlauts („bei der Tat“ und nicht „durch“) ist jedoch von einem echten Erfolgsdelikt und nicht nur einem erfolgsqualifizierten Delikt auszugehen (zuletzt BGH, NStZ 2005, 156 f.), auf deren Elemente sich der Vorsatz beziehen muss. Ein derartiger Vorsatz ist bei A nicht gegeben.

d) Zudem ist fraglich, ob A wenigstens (Eventual-)Vorsatz bezüglich der Gefahr einer schweren Gesundheitsschädigung“ hatte. Trotz des Wortlauts handelt es sich auch bei § 250 I Nr. 1c StGB um einen Qualifikationstatbestand (konkretes Gefährdungsdelikt!) (vgl. Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 250 Rn. 13). A müsste daher zumindest die Gefahr einer langwierigen Verletzung der R billigend in Kauf genommen haben. Dies ist nahe liegend, war R doch erkennbar gehbehindert und liegt es innerhalb der Lebenserwartung, dass eine derart gebrechliche Person durch einen Sturz infolge erheblich aufgewandter Kraft erhebliche Verletzungen davon trägt. Ein entsprechender Gefährdungsvorsatz des A ist somit zu bejahen.

3. Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründen sind hier – wie im Folgenden – nicht ersichtlich.
4. Ergebnis: A hat sich damit nach §§ 249 I, 250 I Nr. 1 c StGB strafbar gemacht.

II. Durch das heftige Reißen an der Handtasche und den hiermit verbundenen Sturz der R hat A die R auch körperlich misshandelt und an der Gesundheit beschädigt und damit vorsätzlich, rechtswidrig und schuldhaft eine vorsätzliche Körperverletzung (§ 223 I StGB) begangen. Der nach § 230 I 1 StGB erforderliche Strafantrag wurde gestellt.
III. Konkurrenzen und Ergebnis

Der schwere Raub, der den einfachen Raub im Wege der Gesetzeskonkurrenz verdrängt (Spezialität), und die einfache Körperverletzung wurden durch die gleiche Handlung begangen und stehen daher in Tateinheit. Zwischen § 250 I Nr. 1 c StGB und § 223 I StGB besteht Tateinheit und kein Fall einer Gesetzeseinheit, da die Körperverletzung nicht tatbestandlich in § 250 StGB enthalten ist (daher keine Spezialität) und beide Delikte unterschiedliche Rechtsgüter schützen (§ 250: Eigentum; § 223: körperliche Unversehrtheit); auch eine Konsumtion scheidet aus, da § 250 I Nr. 1 c StGB nicht zwingend eine körperliche Verletzung verlangt. (Anmerkung: Wer dagegen § 250 II Nr. 3 a StGB bejaht, der wird die Körperverletzung hinter diese vollendete körperliche Misshandlung zurücktreten lassen – vgl. Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 250 Rn. 30). A hat sich somit nach §§ 250 I Nr. 1c, 223 I, 52 I StGB strafbar gemacht. 

B. Zweiter Handlungsabschnitt: Die Fluchtfahrt

I. Indem A auf den Polizeiwagen geschossen hat, die Polizeibeamten aber unverletzt blieben, kann er sich eines versuchten Mordes (§§ 212 I, 211, 22 StGB), der nach §§ 12 I, 23 I StGB als Verbrechen strafbar ist, schuldig gemacht haben.
1. Hierzu müsste A zunächst Tatentschluss, also Vorsatz bezüglich der Tötung sowie eines Mordmerkmals gehabt haben. Vorsatz bedeutet das Wissen um die Elemente des objektiven Tatbestandes sowie den Willen, diesen zu verwirklichen.

a) Einen Menschen töten im Sinne dolus directus zweiten Grades wollte A zwar nicht, er nahm den Tod eines Polizeibeamten aber billigend in Kauf und handelte damit mit Eventualvorsatz bezüglich der Tötung eines Menschen.
b) Zudem könnte B habgierig gehandelt haben. Unter Habgier versteht man ein Gewinnstreben um jeden Preis, selbst um den eines Menschenlebens (vgl. Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 211 Rn. 8). Hier ging es A darum, sich die Beute des Diebstahls zu sichern. Die gefährdete Beute war ihm also wichtiger als ein Menschenleben, so dass eine Tötung aus Habgier zu bejahen ist (vgl. hierzu BGH, NJW 1991, 1189).
c) Zudem könnte B mit Verdeckungsabsicht gehandelt haben. Zweifelhaft ist hierbei, ob dies auch dann möglich ist, wenn der Täter nur mit bedingtem Tötungsvorsatz handelt. Da sich die Absicht auf die „Verdeckung“ bezieht, hängt es von der subjektiven Sicht des Täters von der Aufdeckung der von ihm begangenen Tat ab: Meint der Täter subjektiv, zur Verdeckung der Tat müsse die andere Person sterben, also dass die „Verdeckung“ nur durch den Tötungserfolg herbeigeführt werden könne, so muss der Täter hinsichtlich der Tötung mit Absicht handeln, so dass ein nur bedingter Tötungsvorsatz nicht ausreicht. Meint der Täter dagegen, die Tat sei noch nicht aufgedeckt, so dass etwa das Niederschlagen (mit bedingtem Tötungsvorsatz) reiche, um eine Aufdeckung der Tat und seiner Täterschaft zu vermeiden, und damit die bloße Tötungshandlung, dann braucht die Absicht auch nur bezüglich der Handlung vorliegen – hinsichtlich des Tötungserfolges reicht dann dolus eventualis (ausführlich hierzu Geppert, Jura 2004, 242 (245); vgl. auch BGH, NJW 2000, 1730 mit Anm. Otto, JK 01, StGB § 211/34 sowie BGHSt. 50, 11 ff. mit Anm. Geppert, JK 10/05, StGB § 211/45). Da über die Motivation des A im Sachverhalt zwar nichts erhalten ist, aber davon auszugehen ist, dass er nur seine Flucht ermöglichen wollte, reichte aus seiner Sicht das Verhindern der Verfolgung durch die Polizeibeamten zur Verdeckung aus und damit die Tötungshandlung. Der nur bedinge Tötungsvorsatz steht dem danach nicht entgegen.
2. Mit dem Schießen hat B bereits unmittelbar zur Tat angesetzt.


3. Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe sind hier – wie auch im restlichen 2. Handlungsabschnitt – nicht ersichtlich.
4. B kann aber durch das Absehen weiterer Schüsse von der Tat nach § 24 I 1 Var. 1 StGB strafbefreiend zurückgetreten sein.
a) Hierzu dürfte der Versuch zunächst noch nicht fehlgeschlagen sein. Ein Versuch ist fehlgeschlagen, wenn der Täter nach seiner Sicht mit dem ihm zur Verfügung stehenden Mitteln den tatbestandlichen Erfolg nicht mehr oder jedenfalls nicht ohne zeitliche Zäsur herbeiführen kann (BGHSt 34, 53 (56 f.) und BGH, NStZ-RR 1997, 260 (261)). Stellt man auf den einzelnen Schuss ab, so ist der hiermit erfolgte Versuch fehlgeschlagen und ein Rücktritt nicht mehr möglich (sog. Einzelaktstheorie; vgl. Jakobs, JuS 1980, 714 (716 ff.)). Stellt man jedoch aus Opferschutzgesichtspunkten zu Recht auf eine Gesamtbetrachtung des Handlungsgeschehens ab (so BGHSt. 34, 53 (57), Kühl, AT, 5. Aufl. 2005, § 16 Rn. 33 ff. sowie Roxin, JR 1986, 424 (425f.)), so sind die drei Schüsse sowie die sich anschließende Möglichkeit eines Vollendens der Tat zu einer natürlichen Handlungseinheit zusammenzufassen. Als A bemerkte, dass die Schüsse die Polizeibeamten nicht verletzten, hätte er – aus seiner subjektiven Sicht – weiter auf die Polizeibeamten schießen und ihn töten können. Der Versuch war damit noch nicht fehlgeschlagen.
b) Insoweit B erkannt hatte, dass er daneben geschossen hatte, ging er davon aus, noch nicht alles zur Tatvollendung Erforderliche getan zu haben, lag also ein unbeendeter Versuch vor. Nach § 24 I 1 Var. 1 StGB kommt B damit in den Genuss des Rücktritts, wenn er die weitere Ausführung der Tat aufgegeben hat. Fraglich ist aber, ob er noch eine Tat aufgeben konnte. Dies wäre nur dann der Fall, wenn der „Tat“- Begriff im Sinne des § 11 I Nr. 5 StGB zu verstehen wäre, als rechtswidrige Straftat. Berücksichtigt man dagegen, dass es das primäre Ziel des B war, den D an der weiteren Verfolgung und Fluchtbehinderung zu stören, so könnte „Tat“ diese Fluchtbehinderung darstellen. Dies hat er mit dem Schuss erreicht, da D sofort die weitere Verfolgung abbrach, sodass B dieser Ansicht nach  keine Tat mehr aufgeben könnte (sog. Erreichen eines außertatbestandlichen Zieles). Neben dem Umstand, dass nichts dafür ersichtlich ist, den Tatbegriff im Gegensatz zu anderen Deliktstatbeständen außertatbestandlich zu interpretieren, spricht der Opferschutz dafür, dem Täter noch eine Rücktrittsmöglichkeit einzuräumen, damit er nicht wegen der bereits vorhandenen Strafbarkeit die Tat aus Gleichgültigkeit noch vollendet (so zu Recht BGH (GS) 39, 221 (231 f.); zu dieser Problematik Wessels/Beulke, AT, 35. Aufl., Rn. 635). Es spricht damit mehr dafür, als Tat den Mord zu interpretieren. Deren Verwirklichung hat B aufgegeben.
c) Dies geschah endgültig sowie aufgrund autonomer Motive freiwillig.
5. Ergebnis: A hat sich damit nicht nach §§ 212 I, 211, 22 StGB strafbar gemacht.
II. Indem A mit einer Pistole auf die Polizeibeamten schoss und damit eine Waffe verwendete sowie die Polizeibeamten in die Gefahr des Todes brahcte, kann der an R begangene Raub zu einem schweren Raub (§ 250 II Nr. 1 und 3 b StGB) qualifiziert worden sein. Dies hängt davon ab, ob der Qualifikationstatbestand auch noch zwischen Voll- und Beendigung verwirklicht werden kann:
1. Die Rechtsprechung und Teile des Schrifttums behandeln auch eine Gewaltanwendung, die erst nach vollendeter Wegnahme eingesetzt wird, als spezifisch „raubmäßige“ Gewalt, denn die besondere Gefährlichkeit eines Täters / einer Tat könne sich auch erst im Stadium zwischen vollendeter und beendeter Wegnahme zeigen (so BGHSt. 20, 194 ff., BGHSt. 38, 295 ff. [dagegen Geppert, JK 98, § 251/3], BGH, NJW 1998, 3361 [dagegen Geppert, JK 99, § 251/6] und Otto, Jura 1997, 474 ff.). Wer dieser vertretbaren Ansicht folgt, wird auch § 250 II Nr. 1 und 3 b StGB bejahen können.

2. Die wohl überwiegende Ansicht im Schrifttum (vgl. nur Geppert, JK, StGB § 251/3, ders., JK, StGB § 251/6, LK/Herdegen, 11. Aufl., § 251 Rn. 6 und Rengier, JuS 1993, 462)  will dagegen die raubmäßigen Qualifikationsmerkmale nur auf die „raubmäßige“, d.h. nur auf die Gewaltanwendung anwenden, die zur Durchführung der „Wegnahme“ eingesetzt wird; denn eine „Gewalt“-Anwendung nach bereits vollendeter Wegnahme falle mangels Finalität zwischen Gewalt und (dadurch erfolgter!) Wegnahme nicht mehr in den tatbestandichen Schutzbereich der §§ 249 ff. StGB und damit natürlich auch nicht mehr in den Tatbestandsbereich der §§ 250, 251 StGB. Zudem unterlaufe man mit der Rechtsprechung den Anwendungsbereich des § 252 StGB, würden mit der extensiven Gesetzesinterpretation der Rechtsprechung doch die besonderen Tatbestandsvoraussetzungen des § 252 StGB (Besitzerhaltungsabsicht!) umgangen. Schließlich sei der Zeitpunkt der Beendigung, der im Gesetz nicht näher definiert ist, zu unbestimmt, so dass ein Verstoß gegen Art 103 II GG vorläge. Nach dieser Ansicht, der zu folgen ich nahe lege, ist  vorliegend eine Strafschärfung des an R begangenen Raubes nach § 250 II Nr. 1 und 3 b StGB abzulehnen.

III. Aus dem gleichen Grund scheidet auch eine Qualifikation des an R begangenen Raubes nach §§ 251, 22 StGB in der Spielart der „versuchten Erfolgsqualifikation“ aus.
IV. Indem A auf die Polizeibeamten schoss, kann er sich jedoch nach §§ 252, 250 II Nr. 1 und 3 b, 251 StGB (räuberischer Diebstahl) strafbar gemacht haben.

1. § 252 StGB setzt zwar voraus, dass A
a) „bei einem Diebstahl“ auf frischer Tat betroffen wird. Da der an R begangene Raub aber den Diebstahl volltatbestandlich beinhaltet, ist § 252 StGB auch bei einem Raub anwendbar (so BGHSt. 21, 377 (379)). 
b) Da er von den Polizeibeamten wahrgenommen wurde, liegt auch ein „Betroffensein“ vor, bei dem 
c) A mit den Schüssen „Gewalt“ verübt hat. 
d) Dies geschah vorsätzlich sowie mit Beutesicherungsabsicht.
2. Da der Täter eines räuberischen Diebstahls „gleich einem Räuber“ zu bestrafen ist, finden auch die Qualifikationstatbestände des Raubes Anwendung: 
a) Durch das bewusste Schießen auf die Polizeibeamten hat A sowohl eine Waffe verwendet (§ 250 II Nr. 1 StGB) als auch die Beamten in die (konkrete) Gefahr des Todes (§ 250 II Nr. 3 b StGB) gebracht. Beides geschah vorsätzlich.
b)  Da er zudem mit Vorsatz hinsichtlich der Tötung eines Polizeibeamten handelt, liegt auch eine Qualifikation nach §§ 251, 22 StGB vor. Seit der Grundsatzentscheidung BGHSt. 21, 194 ff. steht die Strafbarkeit eines solchen Versuchs einer Erfolgsqualifikation (nämlich: vollendetes Grunddelikt und versuchte schwere Folge, da sich der Vorsatz des Täters hierauf bezog) außer Frage, sofern nur die allgemeinen Versuchsvoraussetzungen der §§ 22 f. StGB erfüllt sind. Denn nach § 18 StGB genügt es, wenn die schwere Folge „wenigstens fahrlässig“ begangen wird bzw. bei § 251 StGB „wenigstens leichtfertig“, wobei erst Recht die schwerere Form des Vorsatzes ausreicht. Die Erfolgsqualifikation wird so zum reinen Vorsatzdelikt (vgl. hierzu BGH, NStZ 2001, 371 mit zust. Anm. Geppert, JK 01, StGB § 251/8).

3. A hat sich somit nach § 252 iVm §§ 250 II Nr. 1 und 3 b StGB sowie § 252 StGB iVm §§251, 22 StGB strafbar gemacht.

V. Ein räuberischer Angriff auf Kraftfahrer (§ 316 a I StGB) ist mit den Schüssen auf die mit ihrem Wagen im fließenden Verkehr fahrenden Polizeibeamten und damit unter Ausnutzung der besonderen Verhältnisse des Straßenverkehrs erfolgt, um eine räuberische Erpressung (s.o.) final zu begehen.
VI. A kann zudem einen Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte (§ 113 I, II Nr. 1 und 2 StGB) begangen haben,

1. indem er mit den Schüssen Gewalt sowie einen tätlichen Angriff (eine körperliche Verletzung ist hierfür nicht erforderlich, eine auf den Körper zielende gewaltsame Einwirkung genügt – vgl. Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 113 Rn. 27) gegen die Beamten, die mit der Vollstreckung von Gesetzen berufen und konkret mit der Diensthandlung der (zumindest vorläufigen) Festnahme des A beschäftigt waren, verübt. 

2. Dies geschah vorsätzlich.
3. An der Rechtmäßigkeit der Diensthandlung (§ 113 III StGB) als objektiver Bedingung der Strafbarkeit ist wegen §§ 127, 163 b StPO nicht zu zweifeln.

4. Die Tat ist qualifiziert
a) nach § 113 II Nr. 1 StGB durch das Beisichführen einer Waffe sowie

b) nach § 113 II Nr. 2 StGB, da A die Polizeibeamten vorsätzlich in die Gefahr des Todes oder einer schweren Körperverletzung brachte.

VII. Indem A bewusst auf den Polizeiwagen schoss und hierdurch die Windschutzscheibe zu Bruch ging, hat er auch eine Sachbeschädigung (§ 303 I StGB) begangen.

VIII. Eine gemeinschädliche Sachbeschädigung (§ 304 I StGB) scheidet dagegen aus, da das Polizeifahrzeug nicht dem unmittelbaren öffentlichen Nutzen dient, sondern nur mittelbar über den entsprechenden Polizeieinsatz (vgl. BGHSt. 31, 185 (187)).
IX. Die vorsätzliche Beschädigung der Windschutzscheibe eines Polizeifahrzeugs stellt jedoch eine Zerstörung wichtiger Arbeitsmittel (§ 305 a Nr. 2 StGB) dar, da hierdurch die Funktionsfähigkeit des Fahrzeugs nachhaltig beeinträchtigt wird (vgl. zu diesem Kriterium des „Zerstörens“: Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 305 a Rn. 10).
X. Durch die Abgabe des Schusses auf den Polizeiwagen und die Beamten hat A einen gefährlichen Eingriff in den Straßenverkehr (§ 315 b I Nr. 3 StGB) begangen, denn er hat

1. im „öffentlichen Straßenverkehr“ von außen einen „ebenso gefährlichen Eingriff“ vorgenommen, worunter grobe Einwirkungen auf den Verkehrsvorgang von einigem Gewicht zu verstehen sind (vgl. Sch/Schr/Cramer/Sternberg-Lieben, 27. Aufl. 2006, § 315 b Rn. 9), worunter Schüsse auf den Fahrer zählen (so BGH bei Spiegel, DAR 1982, 194 (199) sowie zuletzt BGH, NStZ 2006, 573 mit Anm. Satzger, JK 8/06, StGB § 224/4). Dass A selbst ein Fahrzeug führte, macht diesen Angriff nicht zu einem „Inneneingriff“ (bei dem eine „Pervertierung“ des eigenen Fahrzeugs notwendig ist), da er den Angriff nicht mittels seines Fahrzeugs führte. Dies geschah vorsätzlich.

2. Die Tat kann nach § 315 b III iVm § 315 III StGB qualifiziert sein,  
a) zwar nicht nach § 315 III Nr. 1 a StGB. Die Absicht, einen Unglücksfall herbeizuführen, erfordert einen zielorientierter direkter Vorsatz auf die Herbeiführung eines Schadens (und nicht nur einer Gefährdung) (vgl. OLG München, NStZ 2006, 452), der zwar auch bezüglich einer bloßen Sachbeschädigung vorliegen kann (Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 315 Rn. 22). Ein derartiger kann A jedoch nicht unterstellt werden, da es ihm primär darauf ankam, dass die Polizeibeamten aufgrund der Gefährlichkeit einer weiteren Verfolgung diese abbrachen.
b) wohl aber nach § 315 III Nr. 1 b StGB, da A den vorangegangenen Raub an R verdecken wollte.

c) §§ 315 III Nr. 2 , 22 StGB kann als erfolgsqualifiziertes Delikt auch in der Spielart des „Versuchs der Erfolgsqualifikation“ verwirklicht werden, wenn A mit dem Vorsatz handelte, durch die Schüsse eine schwere Gesundheitsschädigung bei einem der Polizeibeamten zu verursachen, also (wie bei § 250 II Nr. 3 a StGB) einen Menschen zumindest in die Lage einer langwierigen Krankheit zu bringen. Da A es billigend in Kauf nahm, dass er einen der Polizeibeamten mit dem Schuss traf und dies – wenn nicht tödlich – doch immerhin zu einem erheblichen körperlichen Eingriff mit langwierigen Folgen führt, wird der entsprechend Vorsatz zu bejahen sein. 
XI. Mit dem Schuss auf die Polizeibeamten und den Polizeiwagen hat A jedoch keine Störung öffentlicher Betriebe (§ 316 b I Nr. 3 StGB) begangen, da eine „der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit dienende Einrichtung“ allenfalls eine bestimmte Polizeieinheit ist, nicht aber ein bloßer Streifenwagen (BGHSt. 31, 185 (188)).
XII. Indem A nach den Schüssen weiterfuhr, hat er auch kein Unerlaubtes Entfernen vom Unfallort (§ 142 I Nr. 1 StGB) begangen, da die durch die Schüsse in Bruch gegangene Scheibe den Anforderungen an einen „Unfall“ nicht genügt. Hierunter ist nämlich nur  ein (zumindest für eine Seite) plötzliches, unerwartetes Ereignis zu verstehen, das mit nicht unerheblichem Personen- oder Sachschaden verbunden ist und in dem sich die typischen Gefahren des Straßenverkehrs realisiert haben (vgl. BGH, NJW 2002, 626). An letzterem fehlt es.
XIII. Konkurrenzen im 2. Handlungsabschnitt

Die Zerstörung wichtiger Arbeitsmittel verdrängt die einfache Sachbeschädigung im Wege der Spezialität und steht zu dem mit gleicher Handlung begangenen schweren räuberischen Diebstahl, zum Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, zum gefährlichen Eingriff in den Straßenverkehr und zum räuberischen Angriff auf Kraftfahrer in Tateinheit (§ 52 I StGB).
C. Gesamtkonkurrenzen und Gesamtergebnis
Der § 250 I Nr. 1 c StGB des ersten Handlungsabschnitts tritt als mitbestrafte Vortat hinter den § 252 iVm § 250 II Nr. 1 und 3 b StGB zurück. Die einfache Körperverletzung des ersten Handlungsabschnitts steht zu den Delikten des zweiten Handlungsabschnitts in Tatmehrheit (§ 53 I StGB). 

A hat sich demnach nach §§ 223 I; (§ 252 iVm § 250 II Nr. 1 und 3 b sowie §§ 251, 22; 113 I, II Nr. 1 und 2; § 305 a Nr. 2; § 315 b I Nr. 3, III iVm § 315 III Nr. 1 b sowie iVm §§ 315 III Nr. 2, 22; 316 a I; 52 I StGB); 53 I StGB strafbar gemacht.
